
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG
17. Wahlperiode      

Antrag 

der Fraktionen von CDU, FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW  

Kooperationsverbot in der Bildungspolitik aufheben 

       

Der Landtag wolle beschließen:

Der Landtag spricht sich dafür aus, dass sich alle staatlichen Ebenen gemein-

sam für das Ziel einer Verbesserung des Bildungswesens einsetzen kön-

nen. Dazu sollen bestehende verfassungsrechtliche Hindernisse bei einer fi-

nanziellen Förderung dieses Ziels durch den Bund schnellstmöglich beseitigt 

werden. 

  

Damit der Bund seinen Teil der Verantwortung künftig wieder wahrnehmen 

kann, wird die Landesregierung gebeten, eine Bundesratsinitiative zu starten, 

um das Kooperationsverbot in der Bildungspolitik aufzuheben.  

  

Begründung: 

  

Das Kooperationsverbot in der Bildung sollte ursprünglich eine klare Trennung 

zwischen den Aufgaben von Bund und Ländern ziehen. In der Praxis müssen 

aber intransparente und komplizierte Wege gesucht werden, damit der Bund 

vor allem finanzschwächeren Ländern mögliche Unterstützung in diesem Be-

reich zukommen lassen kann. 
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